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11. Problemfelder beim Einsatz von 
Risikomanagementsoftware

Viele Unternehmen unterstützen ihr Risikoma-
nagement durch eine Softwarelösung, die ins-
besondere bei der Erfassung, Speicherung und
Aufbereitung von Risikoinformationen hilft.2
Oft werden Risiken durch Schadenshöhe und
Eintrittswahrscheinlichkeit beschrieben. In
einer Vielzahl von Veröffentlichungen wurde
schon darauf hingewiesen, dass eine sachge-
rechte Beschreibung von Risiken so nicht mög-
lich ist.3 Viele Risiken, wie beispielsweise Nach-
frageschwankungen, Wechselkursschwankun-
gen oder Rohstoffpreise lassen sich nicht sinn-
voll mit einer solchen Binomialverteilung (bzw
Bernoulliverteilung4) beschreiben – man benö-
tigt hier beispielsweise eine Normalverteilung
oder eine Weibullverteilung. Und selbst bei so-
genannten „ereignisorientierten Risiken“5 ist in
der Regel die Auswirkung unsicher, so dass

man hier keine sichere Schadenshöhe angeben
darf. Hier wäre beispielsweise eine Compound-
verteilung ein sinnvoller Weg. Sachgerecht wäre
hier beispielsweise die Beschreibung der Scha-
denshöhe etwa durch einen Mindestwert, einen
wahrscheinlichsten Wert und einen Maximal-
wert. Risiken sind hinsichtlich ihrer Bewertung
vielfältig und sollten daher mit Hilfe geeigneter
statistischer Verteilungsfunktionen bewertet
werden. Die Annahme, dass alle Risiken einer
Bernoulliverteilung unterliegen, basiert auf
einem unseriösen Umgang mit Unsicherheit.

Die Abfrage von Schadenshöhe und Eintritts-
wahrscheinlichkeit provoziert zu Fehlannahmen,
psychologischen Verzerrungen und einer syste-
matischen Überschätzung von Risiken.6 Auf das
damit einhergehende haftungsrechtliche Pro-
blem wird nachfolgend eingegangen. 

Ergänzend sei lediglich darauf hingewiesen,
dass alleine mit einer Risikoanalyse und Erstel-
lung eines Risikoinventars die gesetzlichen Min-
destanforderungen an das Risikomanagement
nicht erfüllbar sind.7 Schon mit dem im Jahr
1998 in Deutschland in Kraft getretenen Kon-
troll- und Transparenzgesetz (KonTraG) wurde
gefordert, dass die Unternehmensführung in der
Lage sein muss, mögliche „bestandsgefährdende
Entwicklungen“ früh zu erkennen. Auch in Ös-
terreich – sowie in vielen weiteren Ländern – er-
gibt sich aus dem Zusammenwirken von mehre-
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Ein Blick in die Praxis zeigt, dass die Abfrage von Eintrittswahrscheinlichkeit und Schadens-
höhe bei der dezentralen Risikoerfassung systematisch zu Fehleinschätzungen führt. Die Men-
schen neigen dann nämlich dazu, die Wahrscheinlichkeit anzugeben, dass das Risiko
überhaupt eintritt und kombinieren diese mit der Schadenshöhe, die in einem als realistisch
angesehenen „Worst Case“ eintritt – jedoch ist eine solche „Worst-Case-Wahrscheinlichkeit“
natürlich viel niedriger als die eigentliche Eintrittswahrscheinlichkeit. Die Abfrage von Scha-
denshöhe und Eintrittswahrscheinlichkeit provoziert zu Fehlannahmen, psychologischen Ver-
zerrungen und einer systematischen Überschätzung von Risiken.1

1 Vgl hierzu vertiefend Romeike, Systematic Risk Blind-
ness, in Risk Management Review (Gen Re) 2021, 1 ff;
Kahneman/Slovic/Tversky, Judgment Under Uncer-
tainty: Heuristics and Biases. 1982; Kahneman, Thin-
king, Fast and Slow (2011) und aktuell Kahneman/
Sibony/Sunstein, Noise: A Flaw in Human Judgment
(2021).

2 Vgl hierzu Gleißner/Romeike, Anforderungen an die
Softwareunterstützung für das Risikomanagement, in
ZfCM – Zeitschrift für Controlling & Management, 2/
2005, 154 ff.

3 Siehe dazu Gleißner/Romeike, Die größte anzuneh-
mende Dummheit im Risikomanagement: Berechnung
der Summe von Schadenserwartungswerten als Maß
für den Gesamtrisikoumfang, in Risk, Compliance &
Audit, 1/2011, 21 ff. Vgl hierzu vertiefend und aktuell
Romeike/Stallinger, Stochastische Szenariosimulation
in der Unternehmenspraxis – Risikomodellierung, Fall-
studien, Umsetzung 2021, 65 ff.

4 Ein Sonderfall der Binomialverteilung ist die „Ber-
noulli-Verteilung“ bzw „Boolsche-Verteilung“. Dabei
wird lediglich ein einzelnes Experiment mit nur zwei
möglichen Ergebnissen durchgeführt, die als 1 (für
„Misserfolg“) und 0 (für „Erfolg“) kodiert werden kann.
Im Risikomanagement entspricht ein Misserfolg dem
Eintreten eines Ereignisses.

5 Siehe Füser/Gleißner/Meier, Risikomanagement (Kon-
TraG) – Erfahrungen aus der Praxis, in Der Betrieb, 15/
1999, 753 ff.

6 Vgl hierzu vertiefend Romeike, Systematic Risk Blind-
ness, 1 ff; Kahneman/Slovic/Tversky, Judgment Under
Uncertainty; Kahneman, Thinking, Fast and Slow und
aktuell Kahneman/Sibony/Sunstein, Noise: A Flaw in
Human Judgment.

7 Gleißner, Risikomanagement, KonTraG und IDW PS
340, in WPg – Die Wirtschaftsprüfung, 3/2017, 158 ff
und Risikomanagement 20 Jahre nach KonTraG: Auf
dem Weg zum entscheidungsorientierten Risikoma-
nagement, in Der Betrieb, 46/2018, 2769 ff; Angermül-
ler/Berger/Blum et al (2020) Gemeinsame Stellung-
nahme zum IDW EPS 340, https://www.idw.de/blob/
121892/0749c64f54f80bdee6c7f29d837a3f93/down-id-
weps340nf-gem-stn-hochschullehrer-rm-data.pdf (Stand
21. 1. 2020, Zugriff zuletzt am 20. 12. 2021) sowie
Gleißner/Romeike, StaRUG und FISG: Implikationen
für Risikomanagement und Aufsichtsrat, in Der Auf-
sichtsrat, 01/2022, 2 ff.
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ren Gesetzen die Verpflichtung der Unterneh-
men, ein systematisches und unternehmenswei-
tes Risikomanagement einzuführen. 

Dabei bilden die grundlegenden Aussagen
der §§ 81 und 82 des Aktiengesetzes (AktG) so-
wie der §§ 22 und 28 des GmbH-Gesetzes
(GmbHG) die Basis für die Berichterstattung
der Geschäftsführung an die Kontrollgremien
im Hinblick auf die wirtschaftliche Weiterent-
wicklung des Unternehmens und unterstützen
die Einführung eines Risikomanagement-Sys-
tems. Auch gemäß § 243 Unternehmensgesetz-
buch (UGB) ist die Lage des Unternehmens rea-
litätsgenau darzustellen sowie sind „die wesentli-
chen Risiken und Ungewissheiten, denen das Un-
ternehmen ausgesetzt ist, zu beschreiben.“

Die Pflicht, relevante Risiken für die Organi-
sation oder deren Mitarbeiter – unter Umstän-
den auch gegenüber Dritten – zu identifizieren,
zu bewerten und zu steuern, basiert auf einem
allgemeinen Rechtsgrundsatz, der auch interna-
tional Anerkennung findet: So gehört es zur
Pflicht eines gewissenhaften, beziehungsweise
ordentlichen Kaufmanns, Geschäftsführers,
Vorstandes, Aufsichtsrates, Board-Mitglieds etc
zumutbare und mögliche Maßnahmen im eige-
nen Pflichtenkreis zu ergreifen, die ermögli-
chen, Schäden von Organisation und Mitarbei-
tern abzuhalten.

2. Erkennen bestandsgefährdender 
Entwicklungen

Im Kern drehen sich die gesetzlichen Regelun-
gen in Deutschland, Österreich und in vielen
weiteren Ländern um das frühzeitige Erkennen
bestandsgefährdender Entwicklungen. 

Solche bestandsgefährdenden Entwicklun-
gen sind jedoch in der Regel keine bestandsge-
fährdenden Einzelrisiken. Bestandsgefähr-
dende Entwicklungen ergeben sich fast immer
aus Kombinationseffekten von Einzelrisiken,
weshalb diese durch Risikoaggregation auszu-
werten sind. Eine Aggregation von Risiken mit
Bezug auf die Unternehmensplanung ist in der
Praxis nur mit einer stochastischen Simulation
(Monte-Carlo-Simulation) realisierbar. Die Ver-
pflichtung zu einer Risikoanalyse und Risiko-
aggregation ergibt sich seit dem am 1. 1. 2021 in
Kraft getretenen StaRUG (Unternehmensstabi-
lisierungs- und restrukturierungsgesetz) auch
für alle mittelständischen GmbHs und GmbH &
Co KGs in Deutschland. Das Gesetz basiert
gleichzeitig auf einer Umsetzung der EU-Res-
trukturierungsrichtlinie8 in Deutschland.

Den Kern des künftigen Restrukturierungs-
verfahrens bildet der sog Restrukturierungsplan,

der im Grundsatz einem Insolvenzplan ähnelt,
der auf die Vermeidung der Insolvenz gerichtet
sein muss. Nachfolgend sind einige wesentliche
Elemente der EU-Restrukturierungsrichtlinie
zusammengefasst:
1. Schaffung eines Zugangs zu Frühwarnsyste-

men für Unternehmen, die Umstände er-
kennen lassen, die zu einer wahrscheinlichen
Insolvenz führen,

2. Verfahren zur Vorbereitung des Restruktu-
rierungsplans einschließlich Aussetzung von
Einzelvollstreckungsmaßnahmen (Morato-
rium),

3. Neuausrichtung der Geschäftsleiterpflichten
im Stadium wahrscheinlicher Insolvenz,

4. Möglichkeit der Entschuldung insolventer
Unternehmer mit einer Höchstfrist von drei
Jahren,

5. Regelungen zur Professionalisierung der mit
Restrukturierungs- und Insolvenzverfahren
befassten Justiz- und Verwaltungsbehörden
und

6. Regelungen zum Berufsrecht der in Insol-
venz-, Restrukturierungs- und Entschul-
dungsverfahren bestellten Verwalter.

Mit 17. 7. 2021 ist in Österreich die Restruktu-
rierungsordnung (ReO), durch die die EU-Re-
strukturierungsrichtlinie umgesetzt wird, in
Kraft getreten.

Auch im StaRUG fordert der Gesetzgeber,
dass mögliche bestandsgefährdende Entwick-
lungen aufzuzeigen sind. Es ist hier auch zu be-
achten, dass bestandsgefährdende Entwicklun-
gen in der Regel das Resultat einer (drohenden)
Illiquidität sind, was impliziert, dass die Auswir-
kungen von Risiken auf die Liquiditätslage so-
wie auf Ratingkennzahlen und Covenants, die
Kreditkündigungen auslösen können, zu beach-
ten sind.9 

Risikomanagementsoftware, die eine derar-
tige Risikoaggregation mit Bezug auf die Unter-
nehmensplanung nicht durchführt, erfüllt die
grundlegenden gesetzlichen Anforderungen
nicht.10

Aber der Einsatz üblicher Risikomanage-
mentsoftwaresystem ohne die Möglichkeit einer
Aggregation mit Bezug auf die Unternehmens-
planung – eine Aggregation von Risiko auf Ri-
siko alleine reicht nicht aus – ist nicht einmal
das einzige Problem, das durch den Einsatz von

8 Richtlinie (EU) 2019/1023 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 20. 6. 2019 über präventive
Restrukturierungsrahmen, über Entschuldung und
über Tätigkeitsverbote sowie über Maßnahmen zur
Steigerung der Effizienz von Restrukturierungs-, Insol-
venz- und Entschuldungsverfahren und zur Änderung
der Richtlinie (EU) 2017/1132.

9 Siehe dazu Gleißner/Lienhardt/Kühne, Neue gesetzliche
Anforderungen an das Krisen- und Risikofrüherken-
nungssystem: Implikationen des StaRUG, in Zeitschrift
für Risikomanagement, 2/2021, 32 ff und Nickert/Ni-
ckert, Früherkennungssystem als Instrument zur Kri-
senfrüherkennung nach dem StaRUG, in GmbHR, 08/
2021, 401 ff.

10 Siehe dazu zB Angermüller et al, 2020; Gleißner, Risiko-
management, KonTraG und IDW PS 340 und die ver-
tiefenden Erläuterungen bei Romeike/Hager, Erfolgsfak-
tor Risiko-Management 4.0: Methoden, Beispiele,
Checklisten. Praxishandbuch für Industrie und Handel4
(2020); Gleißner, Risikomanagement, KonTraG und
IDW PS 340; Vanini/Rieg, Risikomanagement: Grund-
lagen – Instrumente – Unternehmenspraxis2 (2021).
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Risikomanagementsoftware entsteht. So werden
durch den Einsatz traditioneller Risikodoku-
mentationslösungen – ohne Methodenunter-
stützung beispielsweise zur Risikoaggregation –
die gesetzlichen Anforderungen an wirksame
Risikomanagementsysteme nicht erfüllt. Und
leider gilt dies für eine Mehrzahl der am Markt
angebotenen Softwarelösungen zur Unterstüt-
zung des Risikomanagementprozesses.

3. Persönliche Haftungsrisiken 
resultierend aus ungeeigneten 
Softwarelösungen

Ein noch größeres Problem besteht seit Inkraft-
treten des StaRUG darin, dass die Anwendung
einer solchen Software persönliche Haftungsri-
siken für die Geschäftsleiter, Vorstände und Ge-
schäftsführer auslösen können. Dies ergibt sich
auch aus den Sorgfaltspflichten, die in
§ 1 StaRUG erläutert werden. Neben der Früh-
erkennung möglicher bestandsgefährdender
Entwicklungen, auch aus Kombinationseffekten
von Einzelrisiken, enthält die gesetzliche Rege-
lung nämlich zwei weitere wesentliche Anforde-
rungen: Einerseits wird gefordert bei einer er-
kannten relevanten Bestandsgefährdung „geeig-
nete Gegenmaßnahmen“ zu initiieren; bis hin zu
einem Restrukturierungsplan. Zudem wird ge-
fordert, dass das Überwachungsorgan, also bei-
spielsweise der Aufsichtsrat, in diesem Fall zu
informieren ist. 

Zu beachten ist ergänzend, dass die Ent-
scheidung über die Durchführung solcher „ge-
eigneter Gegenmaßnahmen“ als eine „unter-
nehmerische Entscheidung“ im Sinne des
§ 93 AktG zu interpretieren ist, was eine Ent-
scheidungsvorlage mit transparenter Darstel-
lung der Wirkung der Maßnahmen auf den Ri-
sikoumfang erfordert.11 

Nach § 14 StaRUG ist die Wirksamkeit der
Maßnahmen, auch aus Perspektive der Gläubi-
ger, im Hinblick auf die Verbesserung der Be-
standssicherheit des Unternehmens zu belegen.
Um den „Grad der Bestandsgefährdung“ zu
messen, werden geeignete Kennzahlen benötigt,
wie die Insolvenz- oder Gefährdungswahr-
scheinlichkeit, und einen Schwellenwert, ab
dem die Gegenmaßnahmen initiiert werden.
Von einer kritischen Gefährdung ist spätestens
dann auszugehen, wenn die Insolvenzwahr-
scheinlichkeit ein Niveau erreicht, bei dem die
Finanzierung nicht mehr gewährleistet ist (also
nicht einmal mehr ein B-Rating erreicht werden
kann).12

Was haben diese Überlegungen nun mit per-
sönlichen Haftungsrisiken infolge der Anwen-
dung von Risikomanagement-Software zu tun?
Das ist leicht ableitbar. Nach § 1 StaRUG muss
die Geschäftsleitung eines Unternehmens „ge-
eignete Gegenmaßnahmen“ initiieren, wenn
sich aus den bekannten – in der Risikomanage-
mentsoftware erfassten – Risiken ein kritischer
„Grad der Bestandsgefährdung“ ableiten lässt.
Geschieht dies nicht, ist eine Sorgfaltspflichtver-
letzung festzuhalten – und möglicherweise sind
sogar persönliche Schadensersatzansprüche zu
befürchten (siehe dazu auch § 43 sowie
§ 93 GmbH-Gesetz). 

Und genau hier zeigen sich zwei Probleme,
die bei der Betrachtung der Risikoinventare in
Risikomanagementsoftware-Systemen immer
wieder auftreten:
1. Die Geschäftsleitung ist überhaupt nicht in

der Lage mit Bezug auf das Risikodeckungs-
potenzial (und damit die Unternehmenspla-
nung) aus den Risiken der Software abzulei-
ten, wie hoch der „Grad der Bestandsgefähr-
dung“ überhaupt ist. Die Geschäftsleitung ist
weitestgehend im „Blindflug“ unterwegs13

und verfügt über keine ausreichenden Infor-
mationen über den „Gesundheitszustand“
des Unternehmens.

2. Bei einer kritischen Prüfung wird man meist
feststellen, dass durch die in der Software er-
fassten Risiken ein „kritischer Grad der Be-
standsgefährdung“ längst erreicht ist, und
damit eigentlich Gegenmaßnahmen erfor-
derlich sind – die Gegenmaßnahmen und
die Informationen der Überwachungsgre-
mien aber nicht erfolgt ist. 

Warum lässt sich bei einer sachgerechten Aus-
wertung der Risikodaten fast regelmäßig ein kri-
tischer Grad der Bestandsgefährdung feststel-
len? Dies liegt genau an dem oben erwähnten
Problem, dass durch die Abfrage von Schadens-
höhe und Eintrittswahrscheinlichkeit und den
genannten „Denkfehler“ systematisch viel zu
hohe Risiken eingegeben werden. Rechnet man
die Implikationen des Risikoinventars einer Ri-
sikomanagementsoftware aus, stellt man regel-
mäßig fest, dass allein der Erwartungswert der
Risiken die geplanten Gewinne überschreitet,
und damit eigentlich dauerhaft Verluste vorher-
gesagt werden, und insgesamt Auswirkungen
der Risiken aufgezeigt werden können, die zwei-
felsfrei als „bestandsgefährdende Entwicklun-
gen“ interpretiert werden müssen – und eigent-
lich die gesetzlich geforderten Gegenmaßnah-
men initiieren müssen. 

4. Verzerrte Aussage über die 
Gesamtrisikoposition

Diese Überschätzung der Risikoposition tritt in-
teressanterweise auf, obwohl in der Regel umge-

11 Siehe dazu RMA, 2019 und Gleißner, Unternehmeri-
sche Entscheidungen – Haftungsrisiken vermeiden
(§ 93 AktG, Business Judgement Rule), in Controller
Magazin, 1/2021, 16 ff.

12 Siehe dazu Gleißner/Kamarás, Risikoaggregation, In-
solvenzrisiko und Unternehmenswert: ein Fallbeispiel
mit dem FutureValue-Risikosimulator, in ZfRM – Zeit-
schrift für Risikomanagement, 4/2021, 97 ff mit einem
Fallbeispiel zur Risikoaggregation mit der kostenlosen
Software „FVG-Risikosimulator“. 13 Vgl vertiefend Romeike, Systematic Risk Blindness, 1 ff.
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kehrt wesentliche Risiken gar nicht betrachtet
werden (beispielsweise fehlen oft die immer als
Risiken aufzufassenden unsicheren Planungs-
prämissen und speziell auch volkswirtschaftli-
che Risiken sowie strategische Risiken).14

Die gravierenden methodischen Schwächen
bei der Erfassung von Risiken üblicher Risiko-
managementsoftware, bei der primär Schadens-
höhe und Eintrittswahrscheinlichkeit von Risi-
ken erfasst werden, führen zu einer völlig ver-
zerrten Aussage über die Gesamtrisikoposition.
Dies fällt in der Regel nur nicht auf, weil die ei-
gentlich zur Erfüllung der gesetzlichen Anforde-
rungen erforderliche Risikoaggregation nicht
durchgeführt wird. 

Bei einer Aggregation der Risiken mittels
stochastischer Simulation wird unter Bezug-
nahme auf die Unternehmensplanung eine
große repräsentative Anzahl risikobedingt mög-
licher Zukunftsszenarien analysiert. Nur so lässt
sich bestimmen, mit welcher Wahrscheinlich-
keit durch Kombinationseffekte von Risiken
„bestandsgefährdende Entwicklungen“ auftre-
ten. Führt man nun eine schon in wenigen Stun-
den leicht durchführbare Beurteilung des Grads
der Bestandsgefährdung unter Berücksichti-
gung der in der Risikomanagementsoftware
vorhandenen Risiken durch, stellt man prak-
tisch immer fest: das Unternehmen weist eine si-
gnifikante Bestandsgefährdung auf, und die Ge-
schäftsleitung hätte längst die seit Anfang 2021
erforderlichen „geeigneten Gegenmaßnahmen“
ergreifen müssen. Manchmal ist diese Einschät-
zung richtig. 

Oft erkennt man bei einer derartigen quanti-
tativen Analyse der Daten, die in der Risikoma-
nagementsoftware über Risiken gespeichert
sind, aber einfach, dass die in der Software ent-
haltenen Risikoinformationen schlicht unsinnig
sind. Die Risikoanalyse ist dabei nicht nur nutz-
los, also irrelevant für Entscheidungen, sondern
wie erläutert, sogar gefährlich: Man kann näm-
lich mit den vorhandenen Daten leicht bewei-
sen, dass die Geschäftsleitung bei diesem Infor-
mationsstand im Sinne § 1 StaRUG „geeignete
Gegenmaßnahmen“ hätte ergreifen müssen.

5. Fazit und Implikationen
Eine reine Risikodokumentation in einer Soft-
warelösung, basierend auf Schadenshöhe und
Eintrittswahrscheinlichkeit, ist also nicht nur
nutzlos. Sie unterstützt Unternehmen nicht da-
bei, die gesetzlichen Anforderungen zu erfüllen.
Die zentrale gesetzliche Anforderung besteht
darin, mögliche bestandsgefährdende Entwick-

lungen, auch aus Kombinationseffekten von
Einzelrisiken, früh erkennen zu können (siehe
§ 1 StaRUG, der diese gesetzliche Verpflichtung
auch auf die GmbHs ausgeweitet hat). 

Noch schlimmer ist, dass man genau mit den
in der Risikomanagementsoftware enthaltenen
Daten leicht beweisen kann, dass die Geschäfts-
leitung eine Sorgfaltspflichtverletzung begangen
hat. Die in der Regel stark verzerrten Risikoda-
ten würden – sachgerecht ausgewertet – näm-
lich leicht anzeigen, dass ein kritischer Grad der
Bestandsgefährdung vorliegt, der zu „geeigne-
ten Gegenmaßnahme“ hätte führen müssen.
Unternimmt die Geschäftsleitung nichts, sind
die Sorgfaltspflichten nach § 1 StaRUG verletzt.
Im Ergebnis empfiehlt es sich, eine sachgerechte
Quantifizierung der wesentlichen Risiken vor-
zunehmen und diese zu aggregieren, um mögli-
che bestandsgefährdende Entwicklungen aufzu-
decken. 

Will man das nicht – wofür es ökonomisch
und rechtlich eigentlich keine Gründe gibt –
bleibt nur ein Plan B: Die Risikoerfassung in der
Software abzuschalten, da man damit zumindest
das „Beweismaterial“ für die Sorgfaltspflichtver-
letzung beseitigt.

Auf den Punkt gebracht
In der Unternehmenspraxis werden nicht sel-
ten methodisch unzureichend Risiken mit
Hilfe einer Eintrittswahrscheinlichkeit und
eines Schadenausmaßes bewertet. Hierbei
wird unterstellt, dass alle Risiken sinnvoller-
weise mit Hilfe einer statistischen Bernoulli-
verteilung adäquat beschrieben werden kön-
nen. Bei der Bewertung potenzieller Scha-
densszenarien wird häufig nur ein einziges
Szenario, nämlich der „Worst-Case“, unter-
stellt. 
Zentrale gesetzliche Anforderungen – ua aus
der EU-Restrukturierungsrichtlinie, aber
auch allgemeinen Rechtsgrundsätzen, die
auch international Anerkennung finden – be-
stehen darin, mögliche bestandsgefährdende
Entwicklungen, auch aus Kombinationsef-
fekten von Einzelrisiken, früh erkennen zu
können. 
Für die Geschäftsleitung gravierend ist vor al-
lem, dass in der Praxis häufig mit den in der
Risikomanagementsoftware enthaltenen Da-
ten leicht bewiesen werden kann, dass eine
Sorgfaltspflichtverletzung begangen wurde.
Die in der Regel stark verzerrten Risikodaten
würden – sachgerecht ausgewertet – nämlich
leicht anzeigen, dass ein kritischer Grad der
Bestandsgefährdung vorliegt, der zu „geeig-
neten Gegenmaßnahmen“ hätte führen müs-
sen. Unternimmt die Geschäftsleitung nichts,
sind die Sorgfaltspflichten nach (ua nach
§ 1 StaRUG) verletzt.

14 Man kann sehr leicht beweisen, dass das Risikomanage-
ment den gesetzlichen Anforderungen meist nicht ge-
nügt – auch wenn Abschlussprüfer einen Prüfungsver-
merk erteilen, weil die Abschlussprüfer eben bei weitem
nicht alle gesetzlichen Anforderungen prüfen, siehe
Gleißner, Wie beweist man, dass das Risikomanage-
ment den Anforderungen der §§ 91 und 93 AktG nicht
genügt (obwohl bestätigende Prüfberichte der Ab-
schlussprüfer existieren)? In RWZ, 7-8/2020, 273 ff.
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